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Vorblatt 


Änderungsgesetz zur Konvention zum Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Zwischen den Ländern und der Bundesregierung bestehen Mei- 
nungsverschiedenheiten darüber, wer die Kosten der Siche- 
rungsmaßnahmen zum Schutz von Kulturgut gegen die Gefah- 
ren von Luftangriffen zu tragen hat. Deshalb konnten die 
Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetz zu der Konvention 
vom 14. Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten vom 1 1. April 1967 noch nicht erlassen werden. 


B. Lösung 

Bei den Gesetzen auf dem Gebiet des Verteidigungswesens 
einschließlich des auch die Sicherung von Kulturgut umfassen- 
den zivilen Bevölkerungsschutzes ist es üblich geworden, daß 
sie von den Ländern weitgehend im Aufträge des Bundes durch- 
geführt werden. Diese Regelung führt dazu, daß der Bund im 
Rahmen der Auftragsverwaltung die Zweckausgaben für die 
Sicherung des Kulturgutes gemäß Artikel 104 a Abs. 2 GG auf- 
bringen soll. Der vom Bundesrat eingebrachte Gesetzentwurf 
trägt dieser Entwicklung Rechnung. Der Innenausschuß hat ihn 
unter Einbeziehung der Änderungsvorschläge der Bundesregie- 
rung einstimmig gebilligt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die Bundesregierung beabsichtigt, 1972 einen Betrag von 
1,5 Millionen DM im Bundeshaushalt zu veranschlagen. Dieser 
Betrag soll in den folgenden Jahren um je 500 000 DM erhöht 
und bis zu einem Gesamtbetrag von 5 Millionen DM jährlich 
angehoben werden. Die Mittel werden innerhalb des für die 
zivile Verteidigung bestehenden Finanzplanes aufgefangen. 
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Schriftlicher Bericht 
des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zu der Konvention vom 14. Mai 
1954 zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

— Drucksache VI/ 1658 — 


A. Bericht des Abgeordneten Biechele 


Der Gesetzentwurf wurde in der 90. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 20. Januar 1971 an den 
Innenausschuß federführend sowie an den Auswär- 
tigen Ausschuß und an den Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft überwiesen. In ihren Stellungnah- 
men vom 11. März 1971 haben die mitberatenden 
Ausschüsse empfohlen, den Gesetzentwurf unter 
Berücksichtigung der von der Bundesregierung vor- 
geschlagenen Änderungen zu billigen. Der Innen- 
ausschuß hat den Gesetzentwurf am 29. April 1971 
abschließend beraten; er empfiehlt einmütig, ihm 
in der sich aus dem Ausschußantrag ergebenden 
Fassung zuzustimmen. 

Gemäß Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes zu der Kon- 
vention vom 14. Mai 1954 zum Schutz von Kultur- 
gut bei bewaffneten Konflikten vom 11. April 1967 
(Bundesgesetzbl. II S. 1233) führen die Länder die- 
ses Gesetz als eigene Angelegenheit aus. Uber die 
rechtliche Bedeutung dieser Vorschrift bestehen 
Meinungsverschiedenheiten. Die Länder vertreten 
den Standpunkt, daß Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes 
zu der Konvention vom 14. Mai 1954 die Geltung 
der §§ 1, 2, 29 und 32 des Ersten Gesetzes über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 
9. Oktober 1957 — 1. ZBG — (Bundesgesetzbl. I 
S. 1696) unberührt gelassen hat. Nach diesen Vor- 
schriften handeln die Länder beim Schutz von Kul- 
turgut gegen die Gefahren von Luftangriffen im 
Auftrag des Bundes; der Bund trägt die den Ländern 
durch die Sicherung von Kulturgut entstehenden 


Kosten. Demgegenüber ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß die genannten Vorschriften durch 
Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes zu der Konvention 
vom 14. Mai 1954 materiell aufgehoben worden sind 
und daß die Länder die Kosten der Sicherungsmaß- 
nahmen nach Artikel 104 a Abs. 1 GG tragen müs- 
sen. Wegen dieser Meinungsverschiedenheiten 
konnten die erforderlichen Ausführungsbestimmun- 
gen zu dem Gesetz bisher nicht erlassen werden. 

Da eine Einigung zwischen Bund und Ländern 
nicht zustande kam, haben die Ministerpräsidenten 
der Länder in ihrer Besprechung vom 25. Juni 1970 
beschlossen, im Bundesrat initiativ zu werden. Der 
Bundesrat hat den Gesetzentwurf am 2. Oktober 
1970 beschlossen. 

In ihrer Stellungnahme hat die Bundesregierung 
gegen den Entwurf keine grundsätzlichen Einwen- 
dungen erhoben, aber einige Änderungen vorge- 
schlagen, denen sich der Ausschuß angeschlossen 
hat. 

Die Bundesregierung geht in ihrer zustimmenden 
Stellungnahme davon aus, daß Artikel 3 der Kon- 
vention die Möglichkeit gibt, in den zu erlassenden 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften nur Maßnah- 
men zu veranlassen, die im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten des Bundes liegen und deren Kosten 
in vertretbarem Verhältnis zu den für die zivile 
Verteidigung insgesamt verfügbaren Mitteln ste- 
hen. Für 1972 beabsichtigt die Bundesregierung, zu- 
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nächst einen Betrag von 1,5 Millionen DM im Bun- 
deshaushalt zu veranschlagen und ihn in den Folge- 
jahren um je 0,5 Millionen DM zu erhöhen, bis er 
einen Gesamtbetrag von 5 Millionen DM erreicht. 
Diese Mittel sollen innerhalb des für die zivile Ver- 
teidigung bestehenden Finanzplans aufgebracht 
werden. 


Zu den einzelnen Vorschriften | 

Artikel 1 | 

I 

Der Innenausschuß empfiehlt, der von der Bun- 
desregierung empfohlenen Fassung zuzustimmen. 
Da das Gesetz zu der Konvention vom 14. Mai 1954, 
soweit nicht in den Absätzen 2 bis 6 etwas anderes 
bestimmt ist, in Zukunft in Auftragsverwaltung aus- 
geführt werden soll, erscheint es zweckmäßig, nach 
dem Vorbild anderer Gesetze auf dem Gebiet der 
zivilen Verteidigung die der Bundesregierung bzw. 
den obersten Bundesbehörden nach Artikel 85 des 
Grundgesetzes zustehenden Befugnisse gern. Arti- 
kel 87 b Abs. 2 des Grundgesetzes dem Bundesamt 
für zivilen Bevölkerungsschutz zu übertragen. Fer- 
ner reicht es nach Auffassung des Ausschusses aus, 
wenn die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 


durch den Bundesminister des Innern mit Zustim- 
mung des Bundesrates erlassen werden. 

Artikel 2 

Statt der vom Bundesrat vorgeschlagenen Ein- 
fügung eines Absatzes 7 in Artikel 2 des geltenden 
Gesetzes erscheint es aus Gründen der Rechtsklarheit 
zweckmäßiger, die den Schutz von Kulturgut regeln- 
den Bestimmungen des Ersten Gesetzes über Maß- 
nahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 
9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1696) aufzu- 
heben. Die Einfügung eines neuen Artikels 2 in 
den Entwurf bringt deutlicher als der vom Bundes- 
rat vorgeschlagene Absatz 7 in Artikel 1 des gelten- 
den Gesetzes zum Ausdruck, daß das Gesetz zu der 
Konvention vom 14. Mai 1954 und nicht das Erste 
Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevöl- 
kerung beim Schutz von Kulturgut Anwendung fin- 
den soll. 

Artikel 3 und 4 

Bedingt durch die Einfügung des neuen Artikels 2 
werden die bisherigen Artikel 2 und 3 des Entwurfs 
zu Artikel 3 und 4. Sie enthalten die übliche Berlin- 
Klausel und die Bestimmung über das Inkraft- 
treten. 


Bonn, den 4. Mai 1971 


Biechele 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1658 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 4. Mai 1971 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Biechele 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zu der Konvention vom 14. Mai 1954 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

— Drucksache VI/ 1658 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zu der Konvention vom 14. Mai 1954 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflik- 
ten vom 11. April 1967 (Bundesgesetzbl. II S. 1233) 
wird wie folgt geändert: 

Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Die Länder führen dieses Gesetz im Auf- 
trag des Bundes aus, soweit nicht in den Absät- 
zen 2 bis 6 etwas anderes bestimmt ist." 


2. Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Soweit dieses Gesetz gilt, findet das 
Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1696), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 9. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 776) keine 
Anwendung." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zu der Konvention vom 14. Mai 1954 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflik- 
ten vom 11. April 1967 (Bundesgesetzbl. II S. 1233) 
wird wie folgt geändert: 

Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Länder führen dieses Gesetz im Auf- 
trag des Bundes aus, soweit nicht in den Absät- 
zen 2 bis 6 etwas anderes bestimmt ist. Der Bun- 
desminister des Innern übt in seinem Aufgaben- 
bereich die Befugnisse aus, die der Bundesregie- 
rung nach Artikel 85 Abs. 4 des Grundgesetzes 
zustehen. Er kann diese Befugnisse sowie seine 
Weisungsbefugnisse nach Artikel 85 Abs. 3 des 
Grundgesetzes ganz oder teilweise auf das Bun- 
desamt für zivilen Bevölkerungsschutz übertra- 
gen. Allgemeine Verwaltungs Vorschriften erläßt 
der Bundesminister des Innern mit Zustimmung 
des Bundesrates." 

Nummer 2 entfällt 


Artikel la 

Das Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1696) wird wie folgt geändert: 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

a) In § 1 werden die Worte „ , insbesondere auch 
das Kulturgut," gestrichen. 

b) Der Sechste Abschnitt „Sicherung von Kulturgut" 
(§ 29) wird gestrichen. 

c) In § 32 werden die Worte „durch die Sicherung 
von Kulturgut," gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt, wobei die Rechte und die Verantwortlich- 
keiten der alliierten Behörden, vor allem die ihnen 
zustehenden Befugnisse hinsichtlich der Aufrechter- 
haltung der Sicherheit von Berlin und insbesondere 
auf militärischem Gebiet, unberührt bleiben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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